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Zusammenfassung 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht eine verkehrswertorientierte Bewertung von 
Immobilien und Unternehmen vor. Die vorgesehenen Bewertungsverfahren entsprechen den 
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts. Sie dürften in der Regel ein sachgerechteres 
Bewertungsergebnis erzielen als die bisherigen Verfahren, allerdings den Befolgungs- und 
Verwaltungsaufwand erhöhen. Empirische Evaluierungen hierzu wurden nicht vorgenom-
men. 

Die vorgesehenen Begünstigungen für Betriebs- und Grundvermögen sind nicht sachgerecht 
und zielgenau. Insbesondere die weitgehende Steuerbefreiung von Betriebsvermögen geht 
weit über das Maß hinaus, das für die Sicherung der Unternehmensnachfolge in kleinen und 
mittelständischen Unternehmen erforderlich ist. Die Regelungen sind zudem kompliziert und 
gestaltungsanfällig. Ein Freibetrag für Betriebsvermögen sowie Stundungsregelungen rei-
chen aus, um steuerbedingte Belastungen und Liquiditätsengpässe bei kleineren und mittle-
ren Unternehmen zu mildern.  

Mögliche Mehreinnahmen aus der Höherbewertung des Grund- und Betriebsvermögens soll-
ten primär für die Senkung der Steuersätze verwendet werden, sofern die Reform aufkom-
mensneutral sein soll. Dies reduziert die Grenzbelastungen und damit Gestaltungsanreize 
sowie sonstige Ausweichreaktionen. Die persönlichen Freibeträge reichen in den allermeis-
ten Fällen aus, um „normale“ Familienvermögen steuerfrei an engste Angehörige zu transfe-
rieren. 
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Neuregelung der Bewertungsvorschriften sachgerecht 

Eine besondere steuertechnische Herausforderung der Vermögensbesteuerung ist die Be-
wertung von Grund- und Betriebsvermögen. Da für viele Grundstücke oder Unternehmen 
kein aktueller Verkaufsvorgang oder Börsenwert vorliegt, muss ein adäquater Wert geschätzt 
werden. Daran ist die deutsche Vermögensbesteuerung in den letzten Jahrzehnten geschei-
tert. Es müssen Verfahren entwickelt werden, die einerseits eine hinreichend einzelfallge-
rechte Bewertung gewährleisten, die den Verkehrswerten möglichst nahe kommt, und ande-
rerseits mit einfach zu erhebenden Merkmalen auskommen, um den Verwaltungs- und Be-
folgungsaufwand zu begrenzen. Es ist klar, dass hier ein Zielkonflikt besteht, insbesondere 
wenn die Bewertungsobjekte heterogen sind.  

Der vorliegende Gesetzentwurf sowie die Verordnungsentwürfe orientieren sich an den Vor-
gaben des Bundesverfassungsgerichts nach einer sachgerechteren Vergleichs- und Ertrags-
bewertung. Dies entspricht Forderungen aus Wissenschaft und Politik, die seit längerem 
vorgetragen werden. Allerdings erfordern diese Verfahren eine aufwändigere Erhebung von 
Daten zu Kauffällen, die laufend aktualisiert werden müssen. Idealerweise müsste auch eine 
Abschätzung der Ertragspotentiale der zu bewertenden Objekte vorgenommen werden, die 
aber subjektiv und damit streitanfällig ist. Insofern wird man den „wahren“ Wert vor allem von 
Unternehmen nur mit großem Aufwand bestimmen können. Hierzu ist eine pragmatische 
Vorgehensweise mit Blick auf den Umfang des Aufkommens und die steuerliche Belas-
tungswirkung zu empfehlen. Empirische Evaluierungen zur Güte der neuen Bewertungsver-
fahren und zu deren Befolgungs- und Verwaltungsaufwand wurden nicht vorgenommen.  

Deutschland hat mit den Kaufpreissammlungen der Gutachterausschüsse für Grundstücks-
wesen ein im internationalen Vergleich gut ausgebautes Informationssystem, das in der Re-
gel sämtliche Immobilienumsätze dokumentiert. Im Rahmen von Liegenschaftskatastern und 
Grundbüchern sind wesentliche objektbeschreibende Merkmale für den Immobilienbestand 
erfasst. Ferner liegen den Finanzbehörden die Informationen aus der Einheitsbewertung vor. 
Alle diese Informationssysteme sollten zusammen geführt und darauf transparente Bewer-
tungsverfahren gestützt werden. In der Praxis muss sich zeigen, inwieweit belastbare Ver-
gleichswerte erschlossen werden können oder wie gut die nach dem neuen Bewertungsrecht 
vorgesehenen Ertrags- und Sachwertverfahren die Verkehrswerte erklären können und wel-
che Kosten für Steuerpflichtige und Finanzverwaltung damit verbunden sind. Hierzu wären 
Evaluierungsstudien hilfreich (vgl. Schulz 2003). Eine gutachterliche Bewertung durch Exper-
ten kann im Einzelfall auch „weiche“ Faktoren einbeziehen, sofern sich diese wertbestim-
mend auswirken, z.B. Mikrolage und Zuschnitt eines Grundstücks, Ausführung und Erhal-
tungszustand des Gebäudes. Ein Wertgutachten ist aber mit erheblichen Kosten verbunden 
und nur bei höheren Vermögenswerten sinnvoll. Pauschale Bewertungsabschläge können 
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Bewertungsrisiken auffangen, haben aber den Nachteil, dass sie die jeweiligen Vermögens-
objekte systematisch unterbewerten.  

Beim Betriebsvermögen soll konsequent auf die Ertragsbewertung umgestellt werden, wenn 
keine Börsenwerte oder zeitnahe Verkaufsfälle vorliegen. Ertragswertverfahren sind üblich 
bei der Unternehmensbewertung. Eine Objektivierung von künftigen Ertragspotentialen fällt 
aber schwer. Ferner wirkt sich die Höhe des Diskontierungsfaktors stark auf die Bewertung 
aus. Dieser wird maßgeblich durch das Branchenrisiko, die Laufzeit der Anlage, die Höhe 
der Ertragsbesteuerung sowie die Rendite von Alternativanlagen beeinflusst. Die pauschale 
Vorgabe eines einheitlichen durchschnittlichen Kapitalisierungsfaktors, wie im Gesetzentwurf 
vorgesehen, benachteiligt tendenziell kleine Unternehmen und riskante Investitionen, die 
hohe Refinanzierungskosten und Risikozuschläge aufweisen, und begünstigt große Unter-
nehmen mit kostengünstigem Zugang zu Refinanzierungsquellen und guten Sicherheiten. 
Hier wäre über eine Differenzierung nach Branchen, Unternehmensgröße oder weiteren 
maßgeblichen Einflussfaktoren nachzudenken.  

Weit reichende Begünstigung des Betriebsvermögens nicht gerechtfertigt 

Weit reichende Begünstigungen sind für das Betriebsvermögen geplant. Betriebe und we-
sentliche Beteiligungen an Kapitalgesellschaften sollen nur mit 15 % ihres Wertes bei der 
Erbschaftsteuer angesetzt werden, wenn der Erwerber den Betrieb fortführt.  

Diese Privilegierung ist fragwürdig (vgl. auch Sachverständigenrat 2005/06, Tz. 433 ff., Bach, 
Broekelschen und Maiterth 2006, Maiterth u.a. 2006). Eine klare empirische Evidenz zu be-
sonderen erbschaftsteuerbedingten Problemen bei der Nachfolge von Familienunternehmen 
gibt es nicht. Die Bundesregierung konnte dazu auf eine parlamentarische Anfrage hin keine 
Angaben machen (Bundestagsdrucksache 16/1350). Unternehmen können auch von Nicht-
familienmitgliedern erfolgreich fortgeführt werden. Kleine Firmen, die schwerer an Kredite 
kommen oder nicht ohne weiteres neue Gesellschafter aufnehmen können, werden bisher 
schon weitgehend steuerfrei gestellt durch den besonderen Freibetrag für Betriebsvermögen 
sowie die persönlichen Freibeträge. Die geplanten Begünstigungen gelten auch für die Über-
tragung von milliardenschweren Beteiligungen, bei denen keine steuerlich bedingten Liquidi-
tätsprobleme auftauchen und eine Unternehmensfortführung nicht gefährdet ist. Die Begüns-
tigungen für das Betriebsvermögen sind daher nicht zielgenau. 

Die Vorschriften zur Auswahl des zu begünstigenden Betriebsvermögens sowie die Fortfüh-
rungsklauseln, mit der die Begünstigung auf die Weiterführung des Betriebs durch den Er-
werber beschränkt wird (Lohnsummenregelung und Behaltensfristen), sind sehr komplex, 
kompliziert in der Anwendung und gestaltungsanfällig. Die Fortführungsklauseln können zu-
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dem dazu führen, dass Erben nur aus steuerlichen Gründen die Unternehmensnachfolge 
antreten oder unrentable Arbeitsplätze erhalten. 

Steuerbedingte Liquiditätsprobleme können zielgenauer durch verbesserte Stundungsrege-
lungen gemildert werden. Für Kleinunternehmen genügt ein moderater Freibetrag. Zumin-
dest sollte die geplante Begünstigung für Betriebsvermögen in der Höhe begrenzt werden, 
um Beteiligungen an größeren ertragsstarken Unternehmen nicht zu stark zu begünstigen. 
Die Fortführungsklauseln könnten dann entfallen.  

Erneut werden die Gerichte diese selektiv für das Betriebsvermögen gewährten und auch 
wirtschaftspolitisch zweifelhaften Begünstigungen im Hinblick auf den Gleichheitsgrundsatz 
prüfen müssen. Die Legitimation der Erbschaftsteuer steht zudem in Frage, wenn große Be-
triebsvermögen nur mit 15 % ihres Wertes steuerlich erfasst und in der günstigen Steuer-
klasse I mit maximal 30 % besteuert werden. Demgegenüber sollen nach dem Gesetzent-
wurf bereits kleinere Übertragungen vom nicht verheirateten Lebensgefährten, von Ge-
schwistern oder von Onkeln und Tanten mit 30 % Eingangsteuersatz belastet werden, wenn 
sie den Freibetrag von 20 000 Euro übersteigen.  

Die Erbschaftsteuer wird auf inländisches Betriebsvermögen von Steuerausländern erhoben. 
Um dieses Betriebsvermögen vollständig der inländischen Besteuerung zu entziehen, reicht 
eine Verlagerung des Wohnsitzes von Erblasser/Schenker sowie des Begünstigten nicht 
aus. Auch das Betriebsvermögen muss ins Ausland verbracht werden. Bei Produktionsbe-
trieben ist dies zumeist keine realistische Option. Daher können diese Zusammenhänge 
nicht eine massive Begünstigung rechtfertigen.  

Begünstigung des Grundvermögens nicht erforderlich 

Ein Abschlag von 10 % auf Mietwohngrundstücke erscheint nicht sinnvoll. Nach der Geset-
zesbegründung soll dies der Versorgung der Gesamtbevölkerung mit bezahlbarem Wohn-
raum als einer gesellschaftspolitischen Aufgabe des Staates dienen. Dazu ist eine Privilegie-
rung von Vermögensübergängen bei der Erbschaftsteuer offensichtlich ungeeignet und nicht 
zielgenau. Allgemeine Defizite bei der Wohnraumversorgung der Bevölkerung sind derzeit 
nicht bekannt. Für besondere Ziele der Wohnungspolitik sind gezielte Förderungen von An-
gebot und Nachfrage, Marktregulierungen sowie planungsrechtliche Maßnahmen die geeig-
neten Instrumente. Liquiditätsengpässe, die bei höheren Belastungen von Grundvermögen 
auftreten können, könnten ebenfalls durch verbesserte Stundungsregelungen gemildert wer-
den.  
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Aufkommensneutralität akzeptabel 

Seit einigen Jahren gibt es Polarisierungstendenzen bei der Einkommens- und Vermögens-
verteilung (Grabka und Frick 2007, 2008, Sachverständigenrat 2007/08, Tz. 714 ff.). Ferner 
wurden die Unternehmensteuern und die Spitzenbelastungen bei der Einkommensteuer ge-
senkt und die indirekten Steuern erhöht. Vor diesem Hintergrund kann eine Ausweitung der 
Erbschaftsteuer damit begründet werden, die Wohlhabenden wieder etwas stärker zum 
Steueraufkommen heranzuziehen. Die verhaltenslenkenden Wirkungen der Erbschaftsteuer 
sind vermutlich geringer als bei den Ertragsteuern. Hierzu gibt es allerdings kaum empirische 
Evidenz (Pestieau 2003, Cremer und Pestieau 2006). 

Tendenziell unter Druck gerät die Erbschaft- und Schenkungsteuer durch die Globalisierung 
und den europäischen Steuersenkungswettlauf. In Schweden, Österreich, Schweizer Kanto-
nen, Portugal, Zypern und der Slowakei ist die Erbschaftsteuer teilweise oder ganz abge-
schafft worden, in anderen Ländern wird darüber diskutiert. Angesichts des zumeist geringen 
Aufkommens der Erbschaftsteuer sowie der aufwändigen Vermögenserfassung und 
-bewertung ist es für kleine Länder attraktiv, auf diese Steuer zu verzichten. Sie bieten ver-
mögenden Zuwanderern günstige Bedingungen bei der Erbschaft- und Kapitaleinkommens-
besteuerung. Dies mag bei Betriebsvermögen an Produktionsbetrieben zumeist keine realis-
tische Option sein, bei Finanzvermögen aber durchaus. Den großen Ländern binden das 
Europarecht und der Europäische Gerichtshof (EuGH) zunehmend die Hände, darauf ge-
genüber EU-Nachbarn mit Abwehrregelungen zu reagieren, z.B. mit der Wegzugsbesteue-
rung.  

Hier ist eine stärkere Koordinierung der steuerlichen Rahmenbedingungen erforderlich, wenn 
die Erbschaftsteuer auf mobiles Finanzvermögen auf Dauer gesichert werden soll. Ansons-
ten droht die Erbschaftsteuer zunehmend in ein Schedulensystem auszufasern, bei dem der 
immobile Grundbesitz höher belastet wird als mobiles Finanz- und Betriebsvermögen. Beim 
Betriebsvermögen setzten die vorliegenden Reformpläne der Bundesregierung dieses Kon-
zept bereits um. 

Insgesamt erscheint daher die geplante Aufkommensneutralität der Reform als ein vertretba-
rer Kompromiss zwischen den unterschiedlichen Anforderungen an die Erbschaftsteuer.  

Senkung der Steuersätze statt Anhebung der Freibeträge  

Die steuerpflichtigen Erwerbe steigen durch die Verkehrsbewertung ohne Berücksichtigung 
eines „Einwachseffekts“ von zusätzlichen Fällen in die Steuerpflicht um schätzungsweise ein 
Drittel (Maiterth und Sureth 2007). Die Steuersätze könnten demnach unter Beibehaltung der 
sonstigen Vorschriften des geltenden Rechts um mindestens 25 % gesenkt werden, wenn 
das gegenwärtige Aufkommen erreicht werden soll. Unter Berücksichtigung von Progressi-
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onswirkungen und mehr Steuerpflichtigen wäre das Steuersatzsenkungspotential entspre-
chend höher. 

Das zusätzliche Steueraufkommen sollte primär für die Senkung der Steuersätze verwendet 
werden. Die persönlichen Freibeträge reichen in den allermeisten Fällen aus, um „normale“ 
Familienvermögen steuerfrei an engste Angehörige zu transferieren. Im internationalen Ver-
gleich sind sie eher hoch (Schupp und Szydlik 2004, Scheffler und Spengel 2004). Niedrige-
re Steuersätze reduzieren Gestaltungsanreize und andere Ausweichreaktionen. Die deutli-
che Anhebung der Freibeträge nach dem Gesetzentwurf würde dagegen zu einer Konzentra-
tion der Steuerbelastung auf weniger Fälle führen. Beim Betriebsvermögen werden die Be-
steuerungsgrundlagen zusätzlich ausgehöhlt. Die Folge sind deutlich höhere Grenzbelastun-
gen insbesondere in den Steuerklassen II und III, die Gestaltungen sowie sonstige Aus-
weichreaktionen provozieren.  
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